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(Nr. 12671.) Geſetz, betreffend Übertragung ſtaatlicher Elektrizitätsanlagen an eine Aktiengeſellſchaft. 
Vom 24. Oktober 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
9 1. 


Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, 


a) für die Stromverſorgung im Weſerquell⸗ und Maingebiet eine Aktiengeſellſchaft mit dem 
Sitze in Caſſel zu gründen mit der Maßgabe, daß ſämtliche Aktien in den Beſitz des 
Staates gebracht werden und eine Veräußerung der Aktien nur mit Zuſtimmung des 
Landtags möglich iſt, 

p) die aus ſtaatlichen Mitteln im Weſerquell⸗ und Maingebiete hergeſtellten Anlagen (Kraft⸗ 
werke, Hochſpannungsleitungen, Umſpannwerke) nebſt Zubehör mit allen Rechten und 
Pflichten einſchließlich des Kapitaldienſtes der bisher vom Staate aufgewendeten Mittel 
der Aktiengeſellſchaft zu übereignen, 

c und damit und mit einer Bareinlage von 10 000 Goldmark Gebntaufend Goldmark), 
bemeſſen nach einem Verhältniſſe von 4,20 Goldmark zu einem Dollar nach dem letzten 
amtlichen Mittelkurſe der Berliner Börſe für Auszahlung Kabel, New Nork, das Aktien— 
kapital voll abzugelten, 


d) für die von der Aktiengeſellſchaft aufzunehmenden Darlehen Bürgſchaft bis zur Höhe 


von 2 Millionen Goldmark zu übernehmen, 335 
e) die ftantlichen Anlagen in Dörverden nebſt Hochſpannungsleitungen mit Umſpannwerken 
der Aktiengeſellſchaft „Großkraftwerk Hannover“ zu übereignen. 


| 82 
8 . 
5 Die Vertretung des Staates als Aktionär der Aktiengeſellſchaft erfolgt durch den Miniſter 
für Handel und Gewerbe und den Finanzminiſter. Dieſe ſind bei ihren Entſchließungen über die 
Schaffung beſonderer Gattungen von Aktien (Vorzugsaktien u. a.) und über die Erhöhung des 
Grundkapitals an die Zuſtimmung des Landtags gebunden. 
Geſetzſammlung 1923. (Nr 12671— 12673.) 


Ausgegeben zu Berlin den 30. Oktober 1923. = 
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83. 

Die Veräußerung weſentlicher Teile des Beſitzes der Aktiengeſellſchaft kann nur mit Zur 
ſtimmung des Landtags erfolgen. 

8 4. 

() Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der im § 1 vorgeſehenen Übernahme 
von Aktien eine Anleihe durch Verausgabung eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen 
aufzunehmen. Die Verwaltung der Anleihe wird der Hauptverwaltung der Staatsſchulden über- 
tragen. Die Anleihe iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des für den Anleihe⸗ 
zweck aufgenommenen Schuldkapitals unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen zur Tilgung der 
geſamten Staatsſchuld oder zur Verrechnung auf bewilligte Anleihen verwendet werden. Als er⸗ 
ſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung der Anleihe aufgewendeten oder auf bewilligte 
Anleihen verrechneten Beträge anzuſetzen. i 

(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
ſind von zwei Mitgliedern der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu unterſchreiben. 

() Die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörigen Zinsſcheine und Wechſel 
können auch ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder nach einem beſtimmten Wertverhältniſſe 
auf in- und ausländiſche Währungen ſowie im Auslande zahlbar, ferner auch auf Einheiten von 
Sachwerten (Tonnen Kali, Zentner Roggen uſw.) geſtellt werden. 


(a) Die Schatzanweiſungen und Wechſel können. wiederholt ausgegeben werden. 


6) Die Mittel zur Einlöſung der Schatzanweiſungen und Wechſel können durch Ausgabe von 
Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage 
beſchafft werden. a 

(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt find, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Der 
Umlauf und gegebenenfalls die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte 


beginnen, mit dem die Umlaufsfähigkeit und die Verzinſung der einzulöſenden Schuldpapiere aufhört. 


(%) Wann, durch welche Stelle und in welchem Betrage, zu welchem Zins- oder Diskontſatze, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welchem Fälligkeitstage ſowie zu welchem Kurſe 
die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter; ihm bleibt im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 


Für die Geſchäftsführung der Aktiengeſellſchaft kommen die Artikel 63 bis 68 der Preußiſchen 
Verfaſſung ſowie die Beſtimmung des preußiſchen Geſetzes, betreffend den Staatshaushalt, vom 
11. Mai 1898 (Geſetzſamml. S. 77) nicht in Betracht. Ebenſo findet der Artikel 68 der Preußiſchen 
Verfaſſung nicht mehr Anwendung auf die Rechnungen aus der Zeit vor der Übereignung der ſtaat⸗ 
lichen Anlagen. f 
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§ 6. 


Das Staatsminiſterium hat dem Landtage den Jahresabſchluß nebſt dem von der Akeien⸗ 
geſellſchaft erſtatteten Jahresbericht nach den Beſchlüſſen der Generalverſammlung bald vorzulegen. 


87. 

a) Diejenigen Beamten der Elektrizitätsverwaltung (Provinzialverwaltung und örtliche. Ver⸗ 
waltung), die innerhalb 6 Monaten nach Gründung der Aktiengeſellſchaft oder nach Übernahme des 
Werkes, bei dem ſie tätig ſind, in die A. G. von ihr übernommen werden, gelten als ohne Gehalt 
unwiderruflich beurlaubt. Sie ſcheiden aus dem Staatsdienſte nach Ablauf von 5 Jahren nach ihrer 
Übernahme aus, ſofern ſie nicht ſpäteſtens 3 Monate vorher die ſchriftliche Erklärung abgeben, 
daß ſie mit dem Ablaufe des Urlaubs ihre Tätigkeit im Staatsdienſte wiederaufnehmen wollen. 
Die eingangs erwähnte ſechsmonatige Friſt kann durch allgemeine Verfügung des Miniſters für 
Handel und Gewerbe verlängert werden. 5 


Die Beamten ſcheiden aus dem Staatsdienſt auch mit einer innerhalb der fünfjährigen Friſt 


des Abſ. 1 erfolgenden Beendigung ihres Vertragsverhältniſſes aus, ſofern ſie nicht binnen 2 Wochen, 
nachdem der Zeitpunkt der Beendigung feſtſteht, dem Miniſter für Handel und Gewerbe die Er— 
klärung abgeben, daß ſie ihre Tätigkeit wiederaufnehmen wollen. 8 

Wenn der Beamte im Falle der Abſ. 1 und 2 rechtzeitig erklärt, feine Tätigkeit im Staats⸗ 
dienſte wiederaufnehmen zu wollen, ſo erlöſchen die beiderſeitigen Anſprüche der Beamten und der 
Aktiengeſellſchaft aus dem Vertragsverhältniſſe, die ſich auf einen nach Beendigung des Urlaubs 
(Abſ. J) oder des Vertragsverhältniſſes (Abſ. 2) liegenden Zeitraum beziehen. 

b) Angeftellte, die nach a aus dem Staatsdienſt ausgeſchieden ſind, haben Anſprüche auf 
Verſorgungsbezüge aus der Staatskaſſe nach Maßgabe der ſtaatlichen Grundſätze, ſobald ſie aus 
dem Dienſte der A. G. nach Vollendung des 65. Lebensjahrs oder infolge dauernder Berufsunſähigkeit 
ausſcheiden. Die Hinterbliebenen der mit Ruhegehalt ausgeſchiedenen Angeſtellten haben Anſpruch 
auf Hinterbliebenengebührniſſe aus der Staatskaſſe nach Maßgabe der ſtaatlichen Grundſätze. Den 
gleichen Anſpruch haben die Hinterbliebenen derjenigen Angeftellten, die nach a in den Dienſt der 
A. G. übernommen und durch Tod ausgeſchieden ſind. 

Die gleichen Anſprüche beſtehen, falls das Ausſcheiden auf Kündigung ſeitens der A. G. 
erfolgt, ohne daß hierzu ein in der Perſon des Angeſtellten liegender wichtiger Grund, der auch, 
wenn der Angeſtellte Staatsbeamter geblieben wäre, die Entlaſſung ohne Penſion zur Folge hätte, 
vorliegt. Der Anſpruch wird fällig mit dem Tage, an dem die Gehaltszahlung ſeitens der A. G. 
an den Angeſtellten in Wegfall kommt. 

Scheiden Angeſtellte, ohne dauernd berufsunfähig zu fein, vor Vollendung des 65. Lebens; 
jahrs aus eigener Entſchließung aus dem Dienſte der A. G. aus, weil ihnen das Verbleiben in 
ihrer Dienſtſtelle nicht zugemutet werden kann, ſo haben ſie und demnächſt ihre Hinterbliebenen 
Anſpruch auf die Verſorgungsbezüge aus der Staatskaſſe nach Maßgabe der ſtaatlichen Grundſätze. 
Der Anſpruch wird fällig, ſobald ſie entweder das 65. Lebensjahr vollendet haben oder dauernd 
berufsunfähig geworden oder verſtorben ſind, oder falls und ſolange ſie keine Stellung oder Be 
ſchäftigung finden, die ihnen nach Maßgabe der von ihnen innegehabten Stellung einen Erwerb bietet. 

Die Gerichte ſind an die Entſcheidung der Verwaltungsbehörden über das Vorliegen des 
Verſorgungsanſpruchs nicht gebunden. i 
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c) Die Verſorgungsbezüge im Falle zu b richten ſich nach der zuletzt von dem Beamten De 
kleideten Stelle; dabei wird die nach dem endgültigen Ausſcheiden aus dem Staatsdienſt in den 
Dienſt der A. G. verbrachte Zeit auf das Beſoldungsdienſtalter und auf die ruhegehaltsfähige 
Dienſtzeit nicht angerechnet. 

d) Auf Staatsbeamte, deren Stelle infolge Übertragung der ſtaatlichen Anlagen im Haus— 
haltsplaue wegfällt, die aber nicht aus dem Staatsdienſt ausſcheiden, findet die Verordnung vom 
26. Februar 1919 (Geſetzſamml. S. 33) in Verbindung mit Artikel II des Geſetzes vom 12. Juli 
1923 (Geſetzſamml. S. 305) Anwendung. 

§ 8. 

Staatliche oder gemeindliche Steuern oder Abgaben, welche aus Anlaß der Durchführung 

dieſes Geſetzes fällig werden würden, werden nicht erhoben. Sämtliche Verhandlungen in Durch— 


führung dieſes Geſetzes find gebühren- und ſlempelfrei. 


b Se 
Die Ausführung diefes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 24. Oktober 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. Siering. 


(Siegel.) 


(Nr. 12672.) Verordnung über die weitere Abänderung des Geſetzes über die Erhebung einer vorläufigen 
Steuer vom Grundvermögen. Vom 22. Oktober 1923. 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuß des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 


Artikel J. 

Das Geſetz vom 14. Februar 1923 über die Erhebung einer vorläufigen Steuer vom Grundvermögen 
(Geſetzſamml. S. 29) in der Faſſung des Geſetzes zur Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geldwertänderung 
vom 31. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 361) und der Verordnung zur Anpaſſung der Steuergeſetze an die 
Geldwertänderung vom 1. September 1923 (Geſetzſamml. S. 415) wird wie folgt geändert: 

I. Zu 8 2: f 
1. Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
(1) Die Steuer beträgt monatlich 


a) bei bebauten Grundſtücken, die nicht dauernd land- oder forſtwirtſchaftlichen oder 
gärtneriſchen Zwecken zu dienen beſtimmt find, 0,20 Mark, 


b) bei allen übrigen Grundſtücken 0,25 Mark 
für je tauſend Mark des Wertes. 


N 


n 


II. 


11128 
Zu 8 13. Abf. 1 erhält folgende Faſſung: 


VI. 


II. 
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2. Abf. 2 erhält folgende Faſſung: 

(2) Als Wert (Abſ, 1) gilt der Wert, der für die Veranlagung zur Ergänzungsſteuer nach 
dem Geſetze vom 14. Juli 1893/19. Juni 1900/26. Mai 1909 für den Veranlagungs— 
abſchnitt 1917/19 feſtgeſetzt worden iſt. 

3. Im Abſ. 4 fällt der letzte Satz fort. 


Zu § 3. 53 erhält folgende Faſſung: 

(1) Die gemäß § 2 Abf. 1 berechnete Steuer iſt die Steuer in Goldwert. 

(2) Die Steuer iſt in Banknoten, Reichskaſſenſcheinen oder Darlehuskaſſenſcheinen zu ent⸗ 
richten, die auf deutſche Währung lauten. 

(3) Der Finanzminiſter beſtimmt das Wertverhältnis, zu dem die Zahlungen der Steuer 
in deutſches Währungsgeld umzurechnen ſind (Goldumrechnungsſatz). 

() Erſtattungen find in Goldwert zu bewirken; Geldſtrafen ſind in Goldwert zu zahlen. 
Abf. 2 und 3 gelten entſprechend. 


u 87. Jun letzten Satze des Abſ. 1 iſt ſtatt der Worte „des § 2 Abſ. 2“ zu ſetzen „des § 2 Abſ. 1". 


(1) Die Steuer iſt am 15. eines jeden Monats fällig. Sie iſt an den Vorſtand der Ge⸗ 
meinde (Gutsbezirk), in der das Grundſtück gelegen iſt, unaufgefordert zu entrichten. Zahlungs— 
pflichtig für den vollen Kalendermonat iſt derjenige, der zu Beginn des Monats Steuerſchuldner war. 


Zu 8 18. Im Abſ. 1 erhält der letzte Satz folgende Faſſung: 


Die Erhebung von Zuſchlägen über 100 vom Hundert bedarf der Genehmigung nach den 
Vorſchriften des Kommunalabgabengeſetzes. Eine Erhebung von Zuſchlägen über 200 vom Hundert 
ſoll nicht ſtattfinden. 

Zu § 19. Im Abſ. 1 tritt an die Stelle der Worte „herbeiführen zu laſſen“ das Wort „herbei⸗ 
zuführen“. 
Artikel 2. 


„Die erſtmalige Feſtſtellung der Steuer gemäß Artikel 1 I 1 und 2 erfolgt durch den Vorſitzenden des 


Steuerausſchuſſes. 
Über die erſtmalige Feſtſtellung der Steuer (J) ergeht keine beſondere Mitteilung an den Steuerſchuldner. 


Artikel 3. 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. November 1923 in Kraft. 
Berlin, den 22. Oktober 1923. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. 
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(Nr. 12673.) Anordnung, betreffend Feſtſetzung von Milchpreiſen. Vom 27. September 1923. 


Auf Grund der Verordnung über Preistreiberei vom 13. Juli 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 700), des $ 6 Abf. 2 
der Verordnung über Notſtandsverſorgung vom 13. Juli 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 719) und der Verordnung 
über den Verkehr mit Milch vom 30. April 1921 (Reichsgeſetzbl. S. 498) in der Faſſung der Verordnungen 
vom 22. Juli und 19. November 1921, 9. Dezember 1922 und 9. Mai 1923 (Reichsgeſetzbl. 1921 S. 598 
und 1369, 1922 1 S. 922, 1923 1 S. 292) wird mit Zuſtimmung des Reichsminiſters für Ernährung und 
Landwirtſchaft für die Stadtkreiſe Breslau, Elberfeld, Remſcheid, Solingen und Bielefeld folgendes angeordnet: 

Die Gemeinden können die Preiſe beſtimmen, die die von ihnen zugelaffenen Stellen bei der Abgabe 
von Milch nicht überſchreiten dürfen. Sie können ferner anordnen, daß die an der Verteilungsregelung für 
Milch Beteiligten zum Zwecke des Ausgleichs bei verſchieden hohen Unkoſten Geldbeträge bis zur Höhe des 
Betrags der erſparten Koſten an ſie abzuführen haben. Die Beträge ſind zur Deckung der Unkoſten der 
Verteilungsregelung und zur Verbilligung von Milch zu verwenden. 


Die Anordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 27. September 1923. 


Der Mirniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Preußiſcher Staatskommiſſar für Volksernährung. 
Wendorff. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. die vom Preußiſchen Staatsminiſterium vollzogene Konzeſſionsurkunde vom 17. März 1923, betreffend 
den Erwerb und Betrieb der Eiſenbahn von Paulinenaue nach Neuruppin durch die Ruppiner Eiſen⸗ 
bahnaktiengeſellſchaft und die Erhöhung des Grundkapitals dieſer Geſellſchaft, durch das Amtsblatt 
der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 39 S. 649, ausgegeben am 29. September 1923; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 26. März 1923, betreffend die Anderung der 
Konzeſſionsurkunde der Liegnitz Rawitſcher Eiſenbahngeſellſchaft in Liegnitz vom 12. April 1897, durch 
die Amtsblätter 

der Regierung in Liegnitz Nr. 30 S. 332, ausgegeben am 29. September 1923, und 
der Regierung in Breslau Nr. 39 S. 327, ausgegeben am 29. September 1923; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. Mai 1923, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsxechts an die Niederrheiniſchen Licht und Kraftwerke, Aktiengeſellſchaft in Rheydt, für den 
Bau einer elektriſchen Hochſpannungsleitung von Elſen nach Erkelenz, durch die Amtsblätter 

der Regierung in Düſſeldorf Nr. 25 S. 231, ausgegeben am 23. Juni 1923, und 
der Regierung in Aachen Nr. 25 S. 135, ausgegeben am 23. Juni 1923; 


10. 


. 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. Juni 1923, betreffend die Genehmigung des 


VI. Nachtrags zu den Abſchätzungsgrundſätzen der Oſtpreußiſchen Landſchaft vom 18. Juni 1895 
(Ausgabe 1913), durch die Amtsblätter 

der Regierung in Königsberg Nr. 28 S. 237, ausgegeben am 14. Juli 1923, 

der Regierung in Gumbinnen Nr. 29 S. 225, ausgegeben am 21. Juli 1923, 

der Regierung in Allenſtein Nr. 29 S. 132, ausgegeben am 21. Juli 1923, und 

der Regierung in Marienwerder Nr. 28 S. 145, ausgegeben am 14. Juli 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 7. Juni 1923, betreffend die Genehmigung des 


XIII. Nachtrags zur Oſtpreußiſchen Landſchaftsordnung vom 7. Dezember 1891 (Ausgabe 1912) 
(Ordnung für die Ausgabe der landſchaftlichen Schuldverſchreibungen), durch die Amtsblätter 

der Regierung in Königsberg Nr. 28 S. 236, ausgegeben am 14. Juli 1923, 

der Regierung in Gumbinnen Nr. 29 S. 224, ausgegeben am 21. Juli 1923, 

der Regierung in Allenſtein Nr. 29 S. 135, ausgegeben am 21. Juli 1923, und 

der Regierung in Marienwerder Nr. 28 S. 144, ausgegeben am 14. Juli 1923; 


„ der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. Juni 1923, betreffend die Genehmigung 


eines Nachtrags zu der Satzung der Neuen Pommerſchen Landſchaft für den Kleingrundbeſitz, durch 
die Amtsblätter 
der Regierung in Köslin Nr. 29 Sonderbeilage S. 13, ausgegeben am 21. Juli 1923, und 
der Regierung in Stralſund Nr. 32 Sonderbeilage S. 24, ausgegeben am II. Auguſt: 1923 


„der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. Juni 1923, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an das Überlandwerk Oſterode, G. m. b. H. in Oſterode Oſtpr., für die Herſtellung 
clektriſcher Mittelſpannungsleitungen in den Kreiſen Oſterode, Röſſel, Heilsberg und Mohrungen, 
durch die Amtsblätter 


der Regierung in Königsberg Nr. 29 S. 240, ausgegeben am 21. Ju; 1923, und 
der Regierung in Allenſtein Nr. 29 S. 136, ausgegeben am 21. Juli 1923, 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 26. Juli 1923, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts au das Überlandwerk Gumbinnen, G. m. b. H. in Gumbinnen, für den Bau eines 
Schalthauſes in der Gemarkung Breitenſtein, durch das Amtsblatt der Regierung in Gumbinnen 
Nr. 32 S. 248, ausgegeben am 11. Auguſt 1923, 


Der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Juli 1923, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an das Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Elektrizitätswerk, A.-G. in Eſſen, zum Bau einer 
100 000-RBoltleitung von Oſterrath nach der Zentrale Niederrhein bei Weſel, durch das Amtsblatt 
der Regierung in Düſſeldorf Nr. 38 S. 379, ausgegeben am 22. September 1923, 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. Juli 1923, betreffend Genehmigung eines 
Nachtrags zu den reglemenkariſchen Beſtimmungen des Kur- und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen 
Kredit⸗Inſtituts, durch die Amtsblätter 

der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 34 S. 559, ausgegeben am 25. Auguſt 1923, 

der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 33 S. 197, ausgegeben am 18. Auguſt 1923, 

der Regierung in Stettin Nr. 33 S. 304, ausgegeben am 18. Auguſt 1923, 

der Regierung in Köslin Nr. 33 S. 241, ausgegeben am 18. Auguſt 1923, 

der Regierung in Schneidemühl Nr. 33 S. 187, ausgegeben am 8. September 1923, 

der Regierung in Liegnitz Nr. 34 S. 277, ausgegeben am 25. Auguſt 1923, und 

der Regierung in Magdeburg Nr. 34 S. 265, ausgegeben am 25. Auguſt 1923, 


11. 


12. 


13. 


14. 


16. 


17 


18. 
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der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Juli 1923, betreffend die Genehmigung des 

XV. Nachtrags zur Oſtpreußiſchen Landſchaftsordnung vom 7. Dezember 1891 (Ausgabe von 1912), 

durch die Amtsblätter ; 
der Regierung in Königsberg Nr. 34 S. 286, ausgegeben am 25. Auguſt 1923, 
der Regierung in Gumbinnen Nr. 34 S. 275, ausgegeben am 25. Auguſt 1923, 
der Regierung in Allenſtein Nr. 34 S. 164, ausgegeben am 25. Auguſt 1923, und 
der Regierung in Marienwerder Nr. 34 S. 179, ausgegeben am 25. Auguſt 1923, 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Auguſt 1923, betreffend die Genehmigung 
einer Anderung des § 4 der Satzung der Kur- und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen Darlehuskaſſe, 
durch die Amtsblätter 

der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 34 S. 558, ausgegeben am 25. Auguſt 1923, 

der Regierung in Frankfurt a. d. O. Nr. 34 S. 204, ausgegeben am 25. Auguſt 1923, 

der Regierung in Stettin Nr. 39 S. 395, ausgegeben am 29. September 1923, 

der Regierung in Köslin Nr. 33 S. 240, ausgegeben am 18. Auguſt 1923, 

der Regierung in Schneidemühl Nr. 33 S. 185, ausgegeben am 8. September 1923, 

der Regierung in Liegnitz Nr. 34 S. 279, ausgegeben am 25. Auguſt 1923, und 

der Regierung in Magdeburg Nr. 34 S. 266, ausgegeben am 25. Auguſt 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. Auguſt 1923, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Bremerhaven für die Erweiterung ihres Friedhofs, durch 
das Amtsblatt der Regierung in Stade Nr. 36 S. 234, ausgegeben am 8. September 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. Auguſt 1923, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Gemeinde Momberg im Kreiſe Kirchhain für die Erweiterung ihres 
Waſſerwerkes, durch das Amtsblatt der Regierung in Caſſel Nr. 40 S. 295, ausgegeben am 
6. Oktober 1923; s s . 5 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Auguſt 1923, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Breslau zur Errichtung eines Elektrizitätswerkes, durch 
das Amtsblatt der Regierung in Breslau Nr. 38 S. 318, ausgegeben am 22. September 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. Auguſt 1923, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Gemeinde Weſteregeln im Kreiſe Wanzleben für die Anlage eines öffeut⸗ 
lichen Spiel⸗ und Sportplatzes, durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 40 S. 316, 
ausgegeben am 6. Oktober 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. September 1923, belreffend die Genehmigung 
von Anderungen der Satzung der Schleswig⸗Holſteiniſchen Landſchaft, durch das Amtsblatt der Re⸗ 
gierung in Schleswig Nr. 40 S. 388, ausgegeben am 29. September 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. September 1923, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Preußiſchen Staat (Waſſerbauverwaltung) für den Bau einer Privat- 
anſchlußbahn vom Reichsbahnhof Wilhelmsburg nach der Inſel Kattwyk-Hoheſchaar, durch das 
Amtsblatt der Regierung in Lüneburg Nr. 39 S. 320, ausgegeben am 29. September 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. September 1923, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an den Kreis Marienwerder für den Bau einer Kunſtſtraße von Groß Weide 
nach Gutſch, durch das Amtsblatt der Regierung in Marienwerder Nr. 40 S. 213, ausgegeben am 
6. Oktober 1923. 


ECC ES EMDEN EB ee 21 RT EEE FT nun. 
ediert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 
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